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NEUER GEHEIMDIENST 
IM GESPRÄCH_, 

Innenminister Wolfgang Sobotka macht den nächsten Vorstoß ge¬ 
gen die organisierten Kräfte der Bevölkerung. Wie ORF.at berichtet 
ist ein neuer Nachrichtendienst der im zivilen Bereich im Inland 
arbeiten soll, geplant. 
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Coverbild der Zeitung "Die Arbeiterin" gegen den Austrofaschismus der "Christsozialen", der 
damaligen ÖVP. 


10 Jahre demokratische Republik. 
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KONTAKT 

Redaktion der Antifaschisti¬ 
schen Aktion: 

red. afa@gmx. at 

VERKAUF 

Die Antifaschistische Akti¬ 
on kann man in den folgen¬ 
den Buchhandlungen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Librerfa Utopia - radical 
bookstore vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 

Buchhandlung Liber 
Wiederin 
Eierstraße 6 
6020 Innsbruck 

LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Cafe Derwish 
Lerchenfelder Gürtel 29 
1160 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 

ABO 

Es gibt die Möglichkeit die 
Antifaschistische Aktion 
11 Mal im Jahr per Post 
dirket nach Hause zu be¬ 
kommen! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische Akti¬ 
on erscheint monatlich, je¬ 
weils zur Monatsmitte. 


Arbeiterin, was haben sie dir gebracht ? 

1. Den Abbau der sozialen Errungenschaften und des Mieterschutzes. 

2. Massenarbeitslosigkeit und Elend, die schlechtesten 
Löhne und Heimwehrbanden, wenn du streikst. 

3. Verschärfte Verfolgung wegen 


des § 144. 


2017 


■ Kurz 

2017 


Für Inustriell 
Großbesitz 


richtia ist. 


Arbeiterinnen, was werden sie euch wieder bringen? 

1. Den Abbau der demokratischen Rechte. 

2. Armut, Arbeitslosigkeit, Rücknahmen sozialer 
Errungenschaften und Rassismus. 

3. Verschärfte ökonomische und politische 
Unterdrückung der Frauen. 
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KORRESPONDENZ 


Erfolgreiche Aktionen zum aktiven Wahlboykott am 
Volksstimmefest 2017 


Das diesjährige Volksstimmefest wurde, 
obwohl es zeitweilig stark verregnet war, 
sehr gut besucht. Vor allem die „Initiat- 
ivenstraße", wo alljährlich die verschieden¬ 
sten politischen Initiativen ihre Infostände 
machen, war zu besten Zeiten geradezu 
überlaufen. Daran kann man ableiten, 
dass viele auf der Suche nach politischen 
Antworten sind. Antworten die ihnen die 
alten Reformisten der KPÖ nicht mehr 
geben können. 

Wie in den vergangenen Jahren war das 
Fest auch dieses Jahr wieder eine große 
Wahlkampfveranstaltung. Die KPÖ hat für 
ihr neues Wahlprojekt KPÖ+ Werbung 
gemacht, und auch verschiedene Mini¬ 
aturwahlinitiativen waren wieder da. Kur¬ 
zum: Wahlkampf überall. Aber auch viele 
demokratische Gruppen und Initiativen 
waren wieder vertreten genauso wie Ver¬ 
eine und Gruppen von Migranten die ihre 
Anliegen gegen die imperialistische Aus¬ 
beutung und Unterdrückung zum Aus¬ 
druck gebracht haben. 

In dieser wahlfreundlichen Stimmung ist 
es ganz besonders hervorzuheben, dass 
von einigen fortschrittlichen Kräfte der 
aktiven Wahlboykott hoch gehalten 
wurde. Ein Straßentheater, das an ver¬ 
schiedenen Orten des Festes aufgeführt 
wurde, behandelte dieses Thema auf 
kreative Weise und brachte zum Ausdruck, 
dass keine wahlwerbende Partei oder Ini¬ 
tiative an der herrschenden Ausbeuterod- 
nung etwas ändern kann, sondern es 
vielmehr darum geht selbst aktiv zu wer¬ 
den. Viele Leute waren daran sehr in¬ 
teressiert und die Stimmung im Publikum 
war ausgezeichnet. Was zeigt, dass der 
aktive Wahlboykott bei der Bevölkerung 
gut ankommt, und die Position "Nicht 
wählen, sondern kämpfen und sich or¬ 
ganisieren" korrekt ist. Der Erfolg des 
Theaters zeigt sich auch daran, dass die 


Gruppe die es veranstaltet hat, dadurch 
Teilnehmer an einer Veranstaltung mo¬ 
bilisieren konnte. "Frauen in der Oktober¬ 
revolution" war das Thema, das zu 
lebhaften Diskussionen angeregt hat. Es 
wurde, unter lebendiger Beteiligung von 
Frauen dargelegt, dass die Frauen in der 
Oktoberrevolution eine aktive und 
führende Kraft gebildet haben. 
Besonders gut fanden wir auch eine Ini¬ 
tiative die überall am Volksstimmefest 
Plakate und Flyer zum 100. Jahrestag der 
Oktoberrevolution verbreitet hat, die die 
kommunistischen Führer Lenin und Stal¬ 
in ins Zentrum stellten. Diese Aktivitäten 
lösten am ganzen Fest viele Debatten aus. 
Die KPÖ zeigte dabei, was sie wirklich von 
der Oktoberrevolution hält, indem sie alle 
Infostände die das Plakat aufgehängt 
haben ermahnte sie vom Fest aus¬ 
zuschließen, sollten sie diese nicht ent¬ 
fernen. Dieser jämmerliche Versuch 
scheiterte, die Plakate wurden verteidigt 
und hängen gelassen. 

Aktivistinnen der AfA haben das Volkss¬ 
timmefest genutzt um das Infoblatt zu 
verkaufen. Die Zeitung wurde von den Be¬ 
suchern sehr gerne gekauft, was uns 
natürlich besonders freut. Es zeigt, dass 
wir eine korrekte Berichterstattung 
machen, wenn die AFA gerne gelesen 
wird. Auch die neue Nummer hat den 
Schwerpunkt des aktiven Wahlboykotts 
und dennoch oder gerade deswegen 
wurde sie so viel gekauft wie sonst selten. 
Im Fazit lässt sich mit Recht sagen, dass 
das diesjährige Volkstimmefest ein guter 
Erfolg für die fortschrittlichen Kräfte war. 
Die Positionen des aktiven Wahlboykotts 
konnten weiter verbreitet werden und es 
wurde viel über die Oktoberrevolution 
diskutiert, was im 100. Jahr der Errichtung 
des ersten Arbeiterinnenstaates von be¬ 
sonderer Bedeutung ist. 


Rassistischer Alltag in 
Ottakring 

„Es geht nicht um die Drogen. Es geht um 
euch!" sagt ein Polizist zu einem Jugend¬ 
lichen Migranten am Yppenplatz. Der Ju¬ 
gendliche hat ihn gefragt warum er und 
seine Freunde durchsucht werden und 
die Österreicher die offensichtlich kiffen, 
und sich nur 20 Meter entfernt aufhalten, 
nicht. Damit sagt er es ganz offen. Es ge¬ 
ht um Schikane und darum das die 
Kiwara ihren rassistischen Hass gegen die 
Migrantlnnen ausleben können. Willkür¬ 
liche Geldstrafen werden verhängt, wenn 
die Polizei mitbekommt das einer von 
ihnen Geld dabei hat. Scheinbar grundlos 
werden die Jugendlichen von den Pol¬ 
izisten durchsucht, verprügelt, erniedrigt. 
Faustschläge, Watschen sind ganz nor¬ 
mal und das in der Öffentlichkeit. Wir 
können uns vorstellen was erst passiert, 
wenn jemand auf die Wache mitgenom¬ 
men wird, wenn doch einmal dagegen re¬ 
belliert wird. 

Die Jugendlichen sagen selbst, dass das 
alles für sie schon ganz normal ist. Sie 
drangsalieren und schikanieren die Mi¬ 
grantlnnen mit Absicht. All das ist Teil der 
rassistischen Politik der herrschenden 
Ausbeuter. Organisierte und systemat¬ 
isch angewendete Gewalt und Repression 
soll einschüchtern. Die Jugendlichen sol¬ 
len gar nicht auf die Idee kommen, gegen 
die Unterdrückung zu rebellieren. Keine 
Chance auf einen guten Job oder eine 
Ausbildung, die Aussicht auf ein Leben 
als Hilfsarbeiterinnen oder Arbeitsloser, 
das wollen die Herrschenden für Migran¬ 
tlnnen. So nutzen sie den Rassismus um 
uns zu spalten und Löhne zu drücken 
und die Rechte der Bevölkerung weiter 
anzugreifen und zu zerschlagen. 

Wir müssen uns selbst gegen Polizeige¬ 
walt und Rassismus schützen. Durch die 
Schaffung von Selbstschutz und antir¬ 
assistischen Initiativen bekommen wir 
Werkzeuge in die Hand. Mit diesen 
Werkzeugen können wir unsere polit¬ 
ischen Forderungen verbreiten und dafür 
gemeinsam kämpfen. Sie wollen uns 
einschüchtern, wir müssen damit ant¬ 
worten, dass wir uns zusam¬ 
menschließen. Allein sind wir ihrer Gewalt 
ausgeliefert, aber gemeinsam haben wir 
etwas dagegen in der Hand! 



Weitere Bilder unter: www.wahiboykottbiog.wordpress.com 
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KORRESPONDENZ 


Sportler gegen Rassismus und Polizeigewalt 

Colin Kaepernick der in der NFL profesionell Football spielt 
löste mit seinem Protest eine ganze Welle aus. Kaepernick hat 
sich aus Protest gegen Rassismus und Polizeigewalt während 
der Nationalhmyne, die vor jedem Spiel gesungen wird, 
niedergekniet. Diese Aktion hat viele Spieler der NFL dazu mo¬ 
tiviert das selbe zu tun. Manche Mannschaften kamen sogar 
erst nach der Flymne aus der Kabine raus. Auch in der NBA und 
anderen Baskettballligen gab es solche Aktion. 

Doch Donald Trump macht massiven Druck dagegen und es 
zeigen sich auch schon die Konsequenzen daraus. Allen 30 
Teams der NBA wurden dazu aufgefordert das alle Spieler 
während der Flymne vor dem Spiel stehen müssen. Wenn sie 
dies nicht tun gibt es von der Liga entsprechende Bestrafungen 
der Profispieler. In der NFL forderte Trump die Teamei¬ 
gentümer auf, protestierende Spieler zu entlassen. Der Druck 
der auf die Spieler ausgeübt wurde, zeigte sich klar indem sich 
der Protest innerhalb von einer Woche von 180 Spielern auf 40 
Spieler reduzierte. 

Dass diese Spieler was gegen Rassismus und Polizeigewalt 
haben ist klar und gerechtfertigt, doch letztendlich ist ihnen ihre 
Karriere im Kommerzsport wichtiger als ein ernsthafter Kampf 
gegen die Unterdrückung der Schwarzen, Migranten und Mind¬ 
erheiten in den USA. Diejenigen die es erst meinen nehmen 
auch eine kämpferische Haltung an und werden ein aktiver Teil 
einer antifaschistischen, antiimperialistischen oder revolu¬ 
tionären Bewegung! 



WIEN: Demo der Identitären 
Bewegung blockiert! 

Am 9.9.2017 gab es eine Demonstration der Faschisten 
der Identitären Bewegung. Sie wollten am Kahlenberg 
einen Fackelzug zur Schlacht von 1683 veranstalten. Es 
wurde zu einer Gegendemonstration mobilisiert, welche 
einige wichtige Erfolge erzielen konnte. 

Die Antifaschistinnen trafen sich bei der U4 Station Hei¬ 
ligenstadt für eine gemeinsame Anreise auf den Kahlen¬ 
berg. Dabei versuchte man mit verschiedenen Linienbussen 
zum Demonstrationsort zu gelangen. Dieser Plan stell¬ 
te sich in dieser Situation als ungeeignet heraus, denn 
der Bus wurde aufgehalten und so konnte die Polizei 
schon vor der Demo Personenkontrollen durchführen. 
Trotz dieser Schikane der Polizei sammelten sich ca. 200 
Antifaschistinnen am Startpunkt. Dann ging es los, die 
Stimmung war kämpferisch, doch nach einigen hundert 
Metern wurde die Demonstration wieder zum Stehen 
gebracht. Und zwar genau an einem Punkt, der auf der 
Demoroute der Faschisten lag. 

Die Demo blieb hier Rund 1 Vi Stunden stehen, bis die 
freudige Nachricht eintraf, dass die Faschisten ihre Route 
ändern mussten, um nicht der Gefahr zu laufen denn 
Antifaschistinnen zu begegnen. 

Dass die Faschisten ihre Route ändern mussten, war 
zweifellos der Erfolg der antifaschistischen Mobilisier¬ 
ung, zudem waren nur ca. 100 Leute bei der Faschisten- 
Demo, was bis jetzt die schwächste Mobilisierung der 
Identitären in Wien bedeutet. Mit diesen guten Nachricht¬ 
en ging die Demonstration weiter zu ihrem Endpunkt. 
Das war eine gelungene antifaschistische Mobilisierung 
und reiht sich ein in die Erfolge der vorherigen Proteste 
gegen die "Identitären", die es allesamt schaffen, die 
Märsche zu verhindern oder zumindest ihren Plan zum 
scheitern zu bringen! 

Nieder mit der "Identitären Bewegung 11 ! 

Tod dem Faschismus, Freiheit dem Volk! 


DEUTSCHLAND 


Wahlen in Deutschland 

Die Wahlen in Deutschland haben uns 
unter anderem eins gezeigt, und zwar dass 
alle bürgerlichen Parteien weiter den of¬ 
fen reaktionären Kurs gehen werden und 
dass die demokratischen Rechte der 
Bevölkerung weiter eingeschränkt wer¬ 
den. Anzeichen dafür hat man schon im 
überaus rassistischen und antidemokrat¬ 
ischen Wahlkampf gesehen. Gleich am 
Wahlabend sagte die bayerische CSU, dass 
sie mehr Positionen der AFD übernehmen 


will und „rechter" werden muss. Die AFD 
ihrerseits antwortete auf die Frage, was 
denn nun der Unterschied zwischen ihnen 
und der NPD (Partei der offenen Nazis) 
sei, dass sie nichts von ihr unterscheide, 
nur die Anzahl an Wählern. Eine klare 
Niederlage gab es für die Sozialdemokraten 
die nun in die Opposition wollen, um von 
dort aus die "Demokratie" zu verteidigen. 
Dabei muss man sich schon fragen welche 
"Demokratie" die SPD denn noch vertei¬ 
digen will. Die Sozialdemokraten waren 
es selbst, die immer an der Spitze standen, 


wenn es darum ging die demokratischen 
Rechte des Volkes zu beschneiden. 

In den nächsten Jahren wird in Deutsch¬ 
land definitiv ein noch härterer Wind we¬ 
hen. Einen Vorgeschmack gab es schon 
einmal bei den G20 Protesten, als man die 
"Demokratie" mit Schlagstock und Pfeffer¬ 
spray verteidigte und für ein paar Tage 
einen Polizei Staat errichtete. 

Die einzig richtige Haltung zu diesen Wah¬ 
len war der Aktive Wahlboykott, den die 
fortschrittlichsten Kräfte in Deutschland 
auf die Straßen getragen haben. 
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-EINGEKASTELT 

450 jugendliche politische Gefangene in Marokko 


Die Rif-Region, Nordosten von Marokko, 
ist geprägt von hoher Arbeitslosigkeit, 
schlechter Gesundheitsversorgung und 
einem schlechten Bildungssystem, zu¬ 
dem müssen die Menschen seit 1958 
in einer vom Militär kontrollierten Zone 
leben. Das Rif-Gebiet ist bekannt für 
seine Kämpfe gegen die Unterdrückung 
des USA-gestützen monarchistischen 
Regimes und vor allem für antikolo¬ 
nialen Revolten gegen die spanischen 
und französischen Kolonialmächte. 

Seit Oktober 2016 gibt es laufende 
Massenproteste im Nordosten von 
Marokko. Anlassfall ist unter anderem 


die Ermordung eines Fischverkäufers 
im Oktober vergangenen Jahres. Dieser 
wurde von der Polizei schikaniert, in¬ 
dem sie seine Waren 
in den Müll warfen. Um seine Waren zu 
retten, sprang er in die 
Müllpresse und wurde dabei zerdrückt! 

Die Repression gegen das marokkanis¬ 
che Volk im Rif-Gebiet nahm in den ver¬ 
gangenen Wochen ein neues Ausmaß 
an. Bei einer Demonstration für 
demokratische Rechte wurden 450 Ju¬ 
gendliche inhaftiert. 40 davon sind 
minderjährig, darunter sieben Kinder. 


Sie werden als politische Gefangene 
festgehalten! 

Die Reaktion der Herrschenden macht 
deutlich, welche Kraft in den rebellier¬ 
enden jungen Menschen steckt. Nicht 
umsonst wurden sie alle inhaftiert! 

Solidarität mit den kämpfenden 
Massen und Jugendlichen! 

Freiheit für alle politischen Gefan¬ 
genen! 


Neuer Geheimdienst im Gespräch 


Innenminister Wolfgang Sobotka macht 
den nächsten Vorstoß gegen die organis¬ 
ierten Kräfte der Bevölkerung. Wie ORF.at 
berichtet ist ein neuer Nachrichtendienst 
der im zivilen Bereich im Inland arbeiten 
soll ' geplant. 

So eine Einrichtung soll zur Aufgabe 
haben vor allem Informationen zu sam¬ 
meln und zu ermitteln. Der Verfas¬ 
sungsschutz, den es bisher als einzigen 
nicht militärischen Inlandsgeheimdienst 
gibt, reicht den Herrschenden nicht 
mehr. Dieser darf nämlich offiziell nur 
ermitteln wenn ein Verdacht besteht. 
Die ÖVP will also einen Geheimdienst 
der auch dann schon Informationen 
sammelt und gegen Personen und 
Gruppen ermittelt wenn gegen sie noch 
gar kein Verdacht besteht, in irgend ein¬ 
er Form illegal zu arbeiten. So etwas gab 
es schon einmal. Während dem offenen 
Faschismus, der auch von der ÖVP (die 
damals noch "Christlichsozial" hießen) 
ausging. Einen drauf gesetzt haben 
dann die Nazi, mit Gestapo und Reichs¬ 
sicherheitsdienst wurden auch solche 
Aufgaben erledigt. 

Dahinter steckt die Logik der 
Herrschenden. Für die Kapitalisten und 
ihren Staat ist jeder verdächtig der von 
ihnen unterdrückt wird. Sie haben vor in 
der nächsten Zukunft noch härtere An¬ 
griffe gegen die wirtschaftlichen und 


politischen Rechte des Volkes 
durchzuführen. Die Sozialversicherung, 
die Arbeitslosenunterstützung, staat¬ 
liche Kinderbetreuung, Gesundheit¬ 
swesen, Bildungswesen, 

Kollektivverträge, etc. überall wird 
gekürzt und gespart. Man kann sich an 
einer Hand ausrechnen, dass das zu 
Widerstand von der Bevölkerung führen 
wird. Als Vorbereitung auf solche Käm¬ 
pfe werden immer wieder Verschärfun¬ 
gen im Bereich der Unterdrückung und 
Bespitzelung von organisierten, de¬ 
mokratischen und revolutionären 
Kräften vorgenommen. Sie wissen nur 


zu gut, dass es gerade die Organisation 
ist, die für die Bevölkerung die beste 
Waffe im Kampf gegen Unterdrückung 
und Ausbeutung ist. Deshalb richten die 
Herrschenden ihre Angriffe in der 
Hauptseite gegen sie. 

Die Geschichte hat aber immer bew¬ 
iesen, dass wenn die Führung der de¬ 
mokratischen und antifaschistischen, 
revolutionären Bewegung korrekt von 
einer Organisation angepackt wurde, 
auch die wütendsten Regimes gestürzt 
wurden. 
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ÖSTERREICH 


Nationalratswahl 2017 


Bei den vergangenen Wahlen konnten 
die Herrschenden wieder ein kleines Plus 
bei der Wahlbeteiligung herausholen. Wie 
sich jedoch schon abzeichnete nur mit 
großem Aufwand etwas „Neues" zu 
präsentieren. Alles war scheinbar neu bei 
diesen Wahlen, neue Listen, neue Farben, 
neue Ideen. Speziell der vermeintliche 
Wahlsieger, die ÖVP, versuchte sich ein 
neues Kleid zu geben. Mit Sebastian Kurz 
an der Spitze sei sie etwas ganz anderes, 
seine Ideen würden nun bestimmend sein. 

Es war im allgemeinen kein sogenannter 
„Richtungswahlkampf' (wie zuletzt beim 
Bundespräsidenten), sondern ein Kampf, 
wer sich mit den alten Forderungen am 
„neuesten" präsentieren kann. Was den 
Rassismus, insbesondere den antimuslimis¬ 
chen Rassismus, oder die militärische 
Aufrüstung nach außen und innen betrifft, 
so stehen sich die Parteien um nichts nach 
- sie alle vertreten ein chauvinistisches, an¬ 
tidemokratisches Programm! 

Die ÖVP mit Kurz steht jedoch spätestens 


seit diesen Wahlen wieder für ein immer 
offeneres faschistisches Programm. Beim 
Thema Überwachung und Repression, 
fordert die ÖVP stets noch mehr, als die 
ohne hin schon antidemokratischen Ge¬ 
setze. Beim Thema Steuern sagen sie selbst 
ganz offen, dass sie für das große Kapital 
(große Immobilienbesitzer, Industrielle 
usw.) stehen. Für die Arbeiterinnen wollen 
sie den 12 Stunden Tag und eine Reduzier¬ 
ung der Sozialleistungen. Zu Frage der Ab¬ 
treibung und Frauenrechte: sie stellen 
offene Klerikalfaschisten als Kandidaten 
auf. Gegenüber Muslime und Flüchtlinge 
verbreiten sie üblen Rassismus und Chau¬ 
vinismus. Gegenüber der antifaschistischen 
und revolutionären Bewegung wollen sie 
mit voller Härte Vorgehen. 

Mit der ÖVP an der Spitze haben zweifel¬ 
los die reaktionärsten Kräfte an Stärke ge¬ 
wonnen. Die Bourgeoisie schaffte es über 
die letzten Jahre ein politisches Klima zu 
schaffen, in welchem ein antidemokrat¬ 
isches, rassistisches und durch und durch 
arbeiterfeindliches Programm als „interess¬ 
ante" und „neue" Option an gewisse Teile 


der Bevölkerung verkauft werden kann. 

Viele sprechen nun vom „Rechtsruck" in 
Österreich, der sich angeblich mit diesen 
Wahlen vollzogen hat. Die KPÖ meint, es 
sei ein Rechtsruck durch den Verlust der 
Grünen, und dass sie selbst bei den Wah¬ 
len von der „Dampfwalze des Rechtsruck..." 
überrollt wurden. Auch internationale Medi¬ 
en berichten vom „Rechtsruck" in Öster¬ 
reich, wovon man beispielsweise in der 
BRD nichts hörte als die CDU (die Schwest¬ 
erpartei der ÖVP) wieder gewählt wurde. 
Als „rechte Bedrohung" wird hier vor allem 
die FPÖ gesehen. So heißt es auch immer 
wieder in verschiedenen Stellungnahmen, 
die ÖVP und vor allem auch die SPÖ würden 
Forderungen der FPÖ übernehmen und 
sich immer mehr angleichen. Aber warum, 
etwa weil die Bevölkerung nach so einem 
Programm schreit? Das ist erstens eine 
massenfeindliche Position und zweitens 
eine idealistische, die nicht von den realen 
Widersprüchen und dem Job den die bür¬ 
gerlichen Parteien zu erfüllen haben aus¬ 
gehen. Die kommende Regierung wird 



Neuer Wahlboykott-Blog 

Anlässlich der Nationalratswahl wurde durch eine Wahl boykott-initiative ein neuer "Wahlboykott-Blog" gegründet Betont wird 
dabei vor allem der aktive Wahlboykott und der internationale Charakter des Wahlboykotts. Im folgenden findet ihr das 
Selbstverstandnis dieser Initative im Web: 


"Der aktive Wahlboykott zieht einen klar¬ 
en Trennungsstrich zwischen der 
herrschenden Klasse und der Mehrheit 
der Bevölkerung. In vielen Teilen der 
Welt, dient der Wahlboykott als Methode 
der Volksbewegungen, vor allem in Indi¬ 
en, Peru, der Türkei, oder in Brasilien 
schuf und schafft der aktive Wahlboykott 
eine gemeinsame revolutionäre 
Grundlage des Volkes, im Bestreben den 


Imperialismus zu zerschlagen. Es wird 
deutlich, dass der aktive Wahlboykott auf 
Weltebene eine strategische Bedeutung 
besitzt. Er schließt alle Unterdrückten in 
ihrem Bestreben eine neue Ordnung, die 
Macht der Arbeiter und Volksmassen zu 
errichten, zusammen. 

Aus diesem Grund haben wir, eine Initi¬ 
ative aus Österreich, die verschiedene 


Kräfte umfasst, welche für den aktiven 
Wahlboykott einstehen, diesen Blog ein¬ 
gerichtet. Er soll den aktiven Wahl¬ 
boykott propagieren und zeigen, dass er 
international eine wichtige ideologische 
Position und Kampfmethode, einerseits 
der Volksbewegungen und vor allem der 
Revolutionäre und Kommunisten ist! 

Jeder ehrliche Demokrat, jeder Anti- 
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unter ÖVP Führung ein reaktionäres Pro¬ 
gramm durchsetzen, aber nicht wegen einem 
plötzlichen „Rechtsruck“, sondern weil sie 
am schon längst eingeschlagenen und gut 
vorbereiteten Weg einen bestmöglichen Job 
für das Finanzkapital erfüllen werden. 

Der aktive Wahlboykott war auch in dieser 
Wahl richtig zu verteidigen und anzuwenden. 
Mit einem Wahlkreuzchen wird politische 
Reaktion und Faschismus weder verhindert 
noch erst gewählt. Andere Wahlergebnisse 
wären für die Bourgeoisie ein Indiz, dass sie 
ihr Programm vielleicht anders, gewalttäti¬ 
ger, langsamer oder besser vorbereitet 
durchsetzen müssen - hätten aber am allge¬ 
meinen Trend nichts geändert. Was es aber 
innerhalb der Volksbewegung, insbeson¬ 
dere innerhalb der antifaschistischen Be¬ 
wegung ausmacht, ist, dass die Illusion 
gestützt wird, es könne mit der einen oder 
anderen Fraktion der Bourgeoisie ein Bünd¬ 
nis gegen den Faschismus „geschlossen“ 
werden. 

Die kommende Periode wird stärkere An¬ 
griffe durch die Bourgeoisie auf die Arbeit¬ 


erinnen, Migrantlnnen, Frauen und die 
revolutionäre Bewegung bringen. Genauso 
wie es Protest auf den Plan rufen - egal 
welche Regierung sich nun bildet. Um aus 
diesen Protesten Siege für die anti¬ 
faschistische Bewegung und die Arbeiter¬ 
innen zu erringen, ist es notwendig, auf der 
einen Seite eine breite Front zu bilden, 
gleichzeitig jedoch mit der Führung durch 
bürgerliche Kräfte zu brechen. Es geht nun 
immer dringender darum die Reihen des 
kämpferischen Antifaschismus zu stärken, 
neue Methoden zu entwickeln und fest auf 
die eigene Kraft zu vertrauen. 


die Aktionen und Bereitschaft der Massen 
gut, kämpferisch und militant entwickelten. 
Darauf muss sich die antifaschistische Be¬ 
wegung stützen, den gerechtfertigten Zorn 
auf die kommende Regierung und ihr reak¬ 
tionäres Programm aufgreifen und als käm¬ 
pferische Kraft für die kommenden 
Auseinandersetzungen, gegen die immer 
heftigeren Angriffe der Herrschenden, zu 
entwickeln! 

Vertraut in die eigene Kraft und 
stärkt die Reihen des kämpfenden 
Antifaschismus! 


Mit der neuen Regierung wird ein harter 
Wind, insbesondere gegen alle fortschritt¬ 
lichen Kräfte aufkommen, dem kann man 
nicht die gleichen Antworten wie immer en¬ 
tgegen bringen. 

In den letzten Jahren sah man gut, dass 
überall da, wo die bürgerliche Führung der 
antifaschistischen Bewegung versagte (nicht 
vorhanden war oder nicht anerkannt wurde), 
sich unter Initiative der revolutionären Kräfte, 


Tod dem Faschismus! Freiheit dem 
Volk! 


Zu ein paar Zahlen 



1 . 600.000 

1 . 400.000 

1 . 200.000 

1 . 000.000 

800.000 

600.000 

400.000 

200.000 

0 







Die ÖVP mit Kurz ist mit 31,6% der 
Wahlsieger, was nicht gleichzusetzen ist 
mit 31,6% der Bevölkerung. Es sind ledig¬ 
lich 31,6% der abgegebenen Stimmen. Ge¬ 
ht man von den Einwohnern Österreichs 
über 16* aus, so ergibt sich, dass etwa 
931.958 Leute, die in Österreich wohnhaft 
sind, gar nicht wahlberechtigt sind. Weitere 
1.374.000 gingen erst gar nicht zu den 
Wahlen. 2.326.402 Leute waren demnach 
entweder von den Wahlen ausgeschlossen 
oder boykottierten diese. Die ÖVP als 
„eindeutiger Wahlsieger“ bekam 1.586.106 
Stimmen - also 21,4% der Bevölkerung 
(über 16) wählten die ÖVP. 


faschist und besonders jeder Revolutionär 
und Kommunist boykottiert die Wahlen der 
Bourgeoisie, nimmt an entsprechenden 
Aktivitäten teil und zeigt damit eine klare 
Haltung gegen den Imperialismus, für die 
Zerschlagung der alten Ordnung des Kapit¬ 
als - um auf dem Weg der sozialistischen 
Revolution gemeinsam voranzuschreiten! 

Wir freuen uns über internationale 
Berichte, Stellungnahmen, sowie Fotos, die 
wir gerne auf diesem Blog veröffentlichen!" 
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ÖSTERREICH 


LESERBRIEF 


Liebe AfA Redaktion, 

Heute war ich beim Billa einkaufen 
und hab mich furchtbar aufgeregt. 
Ich stand als einziger Kunde bei 
der Kassa, da kam auf einmal eine 
Frau, drängte sich vor, und wurde 
auch von der Kassierin bedient. 
Die Drängierin schaute sich 
aufmerksam um und bemerkte, 
dass die Kassierin einen Becher 
mit Essen neben ihrem Arbeits¬ 
platz stehen hatte. Sie fragte sie 
darauf hin ob sie bei der Kassa es¬ 
sen würde. Die Kassierin hat sehr 
eingeschüchtert geantwortet und 
versucht zu erklären, dass sie seit 
6 Uhr in der früh nichts gegessen 
hatte (es war Mittag). Aber das half 
ihr nichts. Mittlerweile war auch 
mir klar, dass die Drängierin in 
Wahrheit die Fialialleiterin ist. Sie 
hat der Kassierin in sehr scharfem 
Ton klar gemacht, dass sie gefäl¬ 
ligst in der Pause essen soll und 
nicht während der Arbeit. Die 
Kassierin hatte sehr deutlich Angst 
um ihren Job. 

Ich finde es ist eine Frechheit, dass 
Arbeiterinnen im Verkauf nicht 
genügend Pausen haben um zu 
essen. Aus der Sicht der Kapital¬ 
isten ergibt das natürlich Sinn. Die 
paar Minuten, während denen die 
Kassierin isst, kann sie nicht 
gleichzeitig für den REWE-Konzern 
Geld einbringen. Durch solche Dis¬ 
ziplinierungsmaßnahmen wird 
Druck auf die Arbeiterinnen aus¬ 
geübt, damit sie "fleißiger" 
arbeiten und auf ihre Pausen und 
festgesetzten Arbeitszeiten ver¬ 
zichten. 

Ich merkte auch, dass die Kassier¬ 
in gerne weiter widersprochen 
hätte, aber weil sie ganz alleine da 
stand musste sie nachgeben. Das 
ist immer so, nur wenn wir ge¬ 
meinsam vorgehen können wir ge¬ 
gen die Kapitalisten etwas 
ausrichten. Sie geben uns ja in den 
meisten Fällen nicht einmal die 
Rechte die in den Kollektivverträ¬ 
gen verankert sind. Wir müssen 
uns wehren und unsere Rechte 
einfordern das können wir aber 
nur, wenn wir uns zusammen tun. 

Harry T. aus Wien 


LINZ 


Westring: "Nix is fix, wenn wir uns wehren!" 


Nach zahlreichen Einsprüchen und Protesten, 
wurde der Westring, ein seit 40 Jahren and¬ 
auerndes Milliarden schweres Projekt der 
ASFINAG, nun genehmigt und soll im Herbst 
2018 trotz zahlreicher Ungereimtheiten umge¬ 
setzt werden. 

Seit Jahren versuchen Westring-Gegner (An¬ 
rainer, Aktivisten uvm.) diesen zu verhindern. 
Immer wieder gab es Proteste und Ein¬ 
sprüche zu den Themen Gesundheit, 
Lebensqualität und Steuerverschwendung. 
Obwohl eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wurde, ist diese fehlerhaft, 
mangelhaft und unbrauchbar, da relevante 
Daten nicht herausgegeben wurden. Selbst 
ein von der ASFINAG beauftragter Medizin¬ 
er, hat schon im Jahr 2009 festgestellt das 
die Lärm und Schadstoffbelastung durch 
den Westring in Bahnhofsnähe die 
vorgegebenen Grenzwerte in jeder Weise 
überschreitet, dass ein Wohnen (und 
arbeiten) dort nicht mehr möglich sein wird. 
Der jährliche Stromverbrauch des Tunnels 
würde dem einer Kleinstadt gleichen. Eine 
überparteiliche Plattform hat erneut Klage 


eingereicht und will nun den Verfassungs¬ 
gerichtshof mit der Causa befassen. 

Der Westring vernichtet Steuergelder und 
bringt Abgase, Feinstaub, Lärm in hohem 
Ausmaß nach Linz. Der Westring bring Profit 
für die Unternehmer - und Gesundheits¬ 
probleme für einen großen Teil der Linzer 
Bevölkerung! Dass es den Befürwortern auch 
nicht um die Probleme der Pendler geht, 
zeigt nicht zuletzt das Parkverbot am Urfahr¬ 
markt-Gelände („Pendlerparkplatz" mit ca. 
1.200 Parkplätzen), wofür die selbigen ver¬ 
antwortlich sind. Rot-Blau-Schwarz reichen 
sich hier die Hand und die Grünen schwei¬ 
gen. 

Von manchen Seiten hörte man nun, es sei 
beschlossen und daher mache der Protest 
keinen Sinn mehr. Diese Haltung muss 
zurückgewiesen werden - das beweisen uns 
zahlreiche Kämpfe gegen Bauvorhaben in 
der Vergangenheit, sowie die aktuellen Pro¬ 
teste in Graz gegen das Murkraftwerk oder 
in Hinterstoder gegen eine weitere Skipiste. 
Ob beschlossen, oder nicht - „nix is fix" wenn 
wir uns wehren! 


TIROL 



Nein zu Olympia! 


In Tirol wurde die Bevölker¬ 
ungen unter anderem mit der 
Abstimmung über Olympia zu 
den Wahlen mobilisiert. Wie wir 
bereits in der letzten Ausgabe 
der AfA berichteten, versuchen 
Tourismusverband und Indus¬ 
trielle die Olympiade 2026 nach 
Tirol zu holen. Für sie würde das viel Profit, 
für die Bevölkerung weitere Teuerungen 
bedeuteten. 

Am 15. Oktober stimmten die Tiroler mit 
einem eindeutigen „Nein" gegen eine Aus¬ 
tragung der olympischen Spiele in Tirol. Dass 
dies nicht im Interessen der Herrschenden 
war, sieht man unter anderem an der For¬ 
mulierung der Frage, welche bewusst ein „Ja" 
näher legen würde: "Soll das Land Tirol ein 
selbstbewusstes Angebot für nachhaltige, re¬ 
gional angepasste sowie wirtschaftlich und öko¬ 
logisch vertretbare Olympische und 
Paraolympische Winterspiele Innsbruck-Tirol 
2026 legen?". 


Ein großer Teil der Bevölkerung in Tirol sagte 
„nein" zu Olympia, nein zu einer weiteren 
Steigerung des Tourismus. Das ist gut und 
durch und durch gerechtfertigt. Doch ver¬ 
schwinden die olympischen Spiele nicht 
durch Wahlen. Noch verschwinden die 
Gründe, warum Olympia abgelehnt wurde: 
Teuerungen, kaum leistbare Wohnungen, 
schlechte Arbeitsbedingungen, Saisonarbeit, 
und Umweltzerstörung - alles für den Tour¬ 
ismus, von dem einige wenige profitieren. 

Olympia ist vorerst verhindert - doch an der 
schlechten Situation in Tirol für die Mehrheit 
der Bevölkerung wird sich nur was ändern 
durch den aktiven Kampf! 








FEMINISMUS 
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100 JAHRE OKTOBERREVOLUTION - ZUR FRAGE DES SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH 


Folgender Ausschnitt aus einem Interview 
der Zeitung „Die Arbeiterin“ von 1928 zeigt 
gut, welche Errungenschaften die sozial¬ 
istische Oktoberrevolution für die Frauen 
brachte. Es zeigt einen klaren Unterschied, 
zwischen dem Staat der Arbeiterklasse, 


wo für die Emanzipation der Frau gekäm¬ 
pft wird und dem Staat der Kapitalisten, 
wo die Frau als Produktionsinstrument be¬ 
nutzt wird um Kinder zu bekommen. Ver¬ 
glichen mit den hohen Strafen die 
zeitgleich und bis in die 70er Jahre im 


„Westen“ auf Abtreibung standen, aber 
vor allem auch mit der aktuellen Situation 
in Österreich und vielen anderen Ländern, 
zeigt sich, dass wirkliche Fortschritte für 
die Frau nur durch die sozialistische Re¬ 
volution entwickeln lassen. 


Der § 144 Schwangerschaftsabbruch in der Sowjetunion 

Ein Gespräch mit Prof. Pasche-Csersky (Kiew). 


Frage: Wird in Sowjetrussland die Frau bestraft, wenn sie sich 
die Frucht nehmen lässt? 

Antwort: Nein! Die Frau ist vollständig straffrei! Jede Frau hat 
nach den sowjetrussischen Gesetzen das Recht, sich die Frucht 
abtreiben zu lassen. Die Sowjetgesetzgebung verteidigt nicht 
die Frucht, sondern die Gesundheit der Frau. 

Frage: Wer wird also nach den sowjetrussischen Gesetzen we¬ 
gen Fruchtabtreibung betraft? 

Antwort: 1) All jene Personen, die eine Fruchtabtreibung 
vornehmen, ohne dazu befugt zu sein (Pfuscher). 2) Jene Ärzte, 
die, obwohl sie die Befugnis zur Fruchtabtreibung haben, diese 
nicht unter Beobachtung aller hygienischen und sanitären Vors¬ 
chriften durchführen und so die Gesundheit und das Leben 
der Frauen gefährden. 3) Diejenigen, die die Fruchtabtreibung 
gewerbsmäßig betreiben. 4) Diejenigen, die ohne Einwilligung 
der Schwangeren die Fruchtabtreibung vornehmen. 

Frage: Wie hoch sind die Strafen in den einzelnen Fällen? 
Antwort: Die Strafen sind in den einzelnen Republiken der 
Sowjetunion verschieden hoch. In Russland sind sie wie folgt 
festgesetzt: Im Falle 1: Freiheitsentziehung oder Zwangsarbeit 
von einem Tag bis zu einem Jahr; manchmal auch Geldstrafe 
(bis zu 1700 Schilling.) In den Fällen 2 bis 4: (Im Fall 2 dann, 
wenn die Gesundheit der Frau schwer geschädigt wurde oder 
wenn die Frau den Folgen der Fruchtabtreibung gestorben ist): 
Freiheitsentziehung von einem Tag bis zu fünf Jahren; Geld¬ 
strafe fällt weg. 


Frage: Welche Rolle spielen die „Kommissionen", von welchem 
sie in ihrem Vortrag sprachen? 

Antwort: Die „Kommissionen“, die nur in den Städten be¬ 
stehen und aus Vertreterinnen der Frauenorganisationen und 
Ärzten zusammengesetzt sind, entscheiden einzig und allein 
darüber, ob die Fruchtabtreibung unentgeltlich vorgenommen 
werden kann. (...) 

Frage: Flat die Frau eine Strafverfolgung zu befürchten? 
Antwort: Nein, keineswegs! Die Frau wird, wie ich bereits 
betont habe, in keinem Fall bestraft. (...) 

Frage: Wird für den Gebrauch empfängnisverhütender Mittel 
Propaganda gemacht? 

Antwort: Ja selbstverständlich. Schon 1923 hat das Volkskom¬ 
missariat für Gesundheitswesen ein Rundschreiben erlassen, 
in welchem den Frauenberatungsstellen empfohlen wird, die 
Frauen über die Verwendung von Verhütungsmittel aufzuklären. 
Außerdem wurde ein „Zentralinstitut zur Erforschung der Ver¬ 
hütungsmittel“ geschaffen und ich selbst habe in meinem Kof¬ 
fer eine ganze Menge von Broschüren und Prospekten über 
solche Mittel, die von unseren Ärzten auf ihre Zweckmäßihkeit 
geprüft werden sollen. Selbstverständlich ist auch der Verkauf 
dieser Mittel in den Apotheken vollständig frei. 

[Die Arbeiterin - Organ für die Interessen der werktätigen Frauen 
in Österreich. Nr. 12. Dezember 1928] 


POLEN 


Verschärfung der reaktionären Regierungspolitik 

Schwangerschaftsabbruch soll weiter legalisiert werden, obwohl er schon 
jetzt nur in drei Ausnahmefällen durchgeführt werden darf, nämlich wenn: 
die Gesundheit der Frau gefährdet ist, wenn sie vergewaltigt wurde oder 
wenn eine irreversible schwere Schädigung des Fötus festgestellt wird. 
Liegt kein Ausnahmefall vor, werden Frauen mit bis zu fünf Jahren Haft 
bestraft. Tritt das neue verschärfte Gesetz in Kraft, wird es praktisch 
unmöglich auf legalem Wege einen Abbruch durchführen zulassen. 

Im Oktober vergangen Jahres versuchte man bereits dieses Gesetz zu 
verschärfen, dies scheiterte jedoch an den großen Protesten. Und auch 
jetzt gingen mindestens 22.000 Menschen auf die Straße. Kämpferische 
Frauen prägten diesen Protest. Die Forderung: Legaler, kostenloser und 
flächendeckender Möglichkeit auf Schwangerschaftsabbruch. 


TERMINE 

Schaut ob es Aktionen gegen die kommenden Mär¬ 
sche der "Jugend fürs Leben", der faschistischen 
Abtreibungsgegner gibt - und beteiligt euch! 

21.10. INNSBRUCK// Beginn 14:00, Basilika Witen 

27.10. SALZBURG // Beginn 16:00, 
Franziskanerkirche, Franziskanergasse 

28.10. LINZ// Beginn 16:30, Karmelitenkirche, 
Landstraße 

11.11. KLAGENFURT//Beginn 15:00, 
Lidmanskygasse 2 

18.11. DORNBIRN // Beginn 15:00, Klostergarten 

25.11. WIEN // Beginn 14:00, Franziskanerplatz 






INTERNATIONAL 
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Von Che Guevaras Beispiel lernen! 

Zum 50. Todestag des Revolutionsführers. 



Am 9. September 1967, vor 50 Jahren, wurde 
Ernesto Che Guevara in Bolivien von den 
Truppen der reaktionären Regierung in eng¬ 
ster Zusammenarbeit mit der CIA, in der 
Nähe der Stadt Higueras ermordet. 

Zu verteidigen ist das Erbe Che Guevaras 
gegen das Bild, das die meisten popkul¬ 
turellen und kommerziellen Darstellungen 
von seinem Leben und Werk zeichnen. 
Denn sie stellen Guevara oft als ideolo¬ 
gielosen und spontaneistischen Rebellen 
dar, als „Mann der Tat“, der sich nicht groß 
um Inhalte schert, sondern angebliche 
„Tatsachen“ schafft. Die „Revolution“ wird 
in dieser Ansicht zu einer Art „besseren 
Rebellion“, zum Hauruck eines Typen, der 
mal ordentlich auf den Tisch haut. Nichts 
könnte jedoch weiter von der Wahrheit 
über Che Guevara und die Revolution ent¬ 
fernt liegen. Doch die Imperialisten und 
der bürgerliche Kulturbetrieb haben in- 
teresse an diesem verflachten und ihren 
eigenen Bedürfnissen angepassten „Che- 
Bild“, denn sie versuchen dadurch jede 
ernsthafte Auseinandersetzung mit seinem 
Werk, jedes Hochhalten seiner grandiosen 
Leistungen, wie auch korrekte, revolu¬ 
tionäre Kritik an seinen Fehlern zu ver¬ 
hindern. Sie wollen lieber Mythen und 
Legenden schaffen, keine Auseinander¬ 
setzung. Dagegen gilt es Position zu bez¬ 
iehen, wenn es auch vorerst nur in Form 
eines kurzen Artikels geschehen kann, und 
nicht gleich mit einer „fertigen“ Analyse. 
Che Guevara wurde 1928 in Argentinien 
geboren und war ein Kind des unterdrück¬ 
ten Lateinamerikas im Kampf gegen den 
Imperialismus, vor allem gegen den US- 
Imperialismus. (...) 

Auf Kuba wurde er rasch zu einem der 
wichtigsten Anführer der Revolution, in 
deren Führung er der hauptsächliche Ver¬ 
treter der Linken war - im Gegensatz zu 
Fidel Castro, (...) . In seiner Rede vor der 
Nationalen Befreiungsfront Algeriens, 
bezeichnete Che die Sowjetunion (ebenso 
wie in einem seiner letzten Interviews) klar 
als „sozialimperialistisch“, also sozialistisch 
in Worten, doch imperialistisch in Taten. 
Gegen diese Sowjetunion, die kein sozial¬ 
istisches Land mehr war, hielt er im Allge¬ 
meinen die Lehren Lenins vom Sozialismus 
hoch. Che Guevara entwickelte sich im 
Marxismus, was ihn auch dazu führte, dass 
er als Minister und Revolutionsführer im¬ 


mer engeren Kontakt zu Mao 
Zedong suchte. Dieser empfing 
ihn mehrfach in China, äußerte 
sich in vielerlei hinsicht positiv 
über Che Guevara und erörterte 
viele politische und ideologische 
Fragen mit ihm. Als Wirtschafts¬ 
minister Kubas, versuchte Che 
Guevara viele Dinge umzusetzen, HU 
die er in China sah und die er 
durch die chinesische Revolution studier¬ 
en konnte. Die in diesem Bereich von Che 
unternommenen Maßnahmen und theor¬ 
etischen Arbeiten, gehören zu jenem Teil 
seines Werks, in dem er sich am weitesten 
auf den Standpunkt des Marxismus stell¬ 
te. Dies wird in der Unzahl an Biographi¬ 
en die über ihn erschienen, in den 
hunderttausenden Artikeln und Blog-Beiträ- 
gen die es über Che Guevara gibt, nur 
äußerst selten gewürdigt. 

Bekannt ist Che Guevara eher für seine re¬ 
volutionäre Hingabe, für seine sehr kon¬ 
sequente Moral gegenüber der 
revolutionären Sache und für seine Zuver¬ 
sicht in den Sieg der Völker der Welt über 
Ausbeutung und Unterdrückung. (...) Doch 
warum ausgerechnet Che Guevara so pop¬ 
ulär ist, ist nicht nur eine Sache des Imper¬ 
ialismus, sondern sehr wohl auch der 
Massen selbst. Che ist ein Symbol, 
geradezu eine Ikone dafür, dass „die Volk¬ 
skräfte einen Krieg gegen die Armee 
gewinnen [können]" und „dass man nicht 
immer warten muss, bis alle Bedingungen 
für die Revolution gegeben sind" sondern 
manche davon durchaus auch geschaffen 
werden können, wie er es selbst in seinen 
Schriften formulierte. (...) Er wird damit zu 
einem Symbol dafür, dass die Imperial¬ 
isten, allen voran der US-lmperialismus, 
nicht übermächtig, sondern durchaus zu 
bezwingen sind. 

(...) Che Guevara war klipp und klar ein 
Feind der Sowjetunion nach Lenins und 
Stalins Zeit, das hat er selbst mehrfach be¬ 
stätigt. Doch er führte diese Kritik erst sehr 
spät offen aus, hauptsächlich zu einer Zeit, 
als er in Kuba schon nicht mehr sehr viel 
zu sagen hatte, und daher auch weitaus 
weniger gehört wurde. Am Höhepunkt 
seiner internationalen Präsenz jedoch, 
hielt er sich aus solchen Fragen sehr oft 
heraus. Das zeigt eine Unterschätzung des 
ideologischen Kampfes und eine Unter¬ 
schätzung des Revisionismus. Auch in Fra¬ 


gen der Kommunistischen Partei fallen 
Schwächen in Che Guevaras Weltan¬ 
schauung auf. Denn er sagt zwar absolut 
eindeutig, dass die Revolution eine Kom¬ 
munistische Partei braucht, denn nur so 
ist die Revolution zu führen, doch er bleibt 
in dieser Frage hauptsächlich bei allge¬ 
meinen Positionen stehen, wendet diese 
Einsicht nicht kreativ an und handelte auch 
selbst nicht immer gemäß dieser Einsicht 
(...) Diese Schwächen und Fehler Che 
Guevaras ermöglichen es heute Imperial¬ 
isten und Pseudorevolutionären ihn aus¬ 
zunutzen. Wir sollten auch hier - in einem 
schlechten Beispiel - von Che lernen, und 
erkennen, dass es gerade solche Fragen 
sind, über die man sich erstes Klarheit ver¬ 
schaffen muss. 

Che Guevara war nicht nur gegenüber sein¬ 
en Kampfgefährtinnen immer sehr streng 
und ging hart mit ihnen ins Gericht, son¬ 
dern vor allem mit sich selbst. Als Kom¬ 
munist und großer Revolutionär der er 
war, ist es absolut in seinem Sinne, nicht 
nur die positiven Beiträge und Leistungen 
zu würdigen, sondern auch von seinen 
Fehlern zu lernen. Klar aber ist, und das 
steht an erster Stelle, dass Che Guevara 
die Revolution nicht aus romantischen 
Motiven anstrebte, nicht um ein „gemüt¬ 
liches Leben“ zu schaffen und auch nicht 
als bloßer Rebell handelte, sondern um 
die politische Macht der Arbeiterklasse zu 
errichten. Diese ist das Ziel der Revolution: 
„[das im Partisanenkampf ] für jeden Re¬ 
volutionär unerlässliche, unumgängliche 
Ziel, ist die Eroberung der politischen 
Macht." {Che Guevara: Der Partisanenkrieg 
als Methode). 

Es lebe das Andenken und das 
Erbe Ernesto Che Guevaras! 

Es lebe die Geschwisterlich- 
keit der Völker! 


Der gesamte Text ist zum Nachlesen auf: www.afainfoblatt.com 
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PERU 


Kämpfe zum 25 Jahrestag der großen Rede des Vorsitzenden Gonzalo 


Während die Herrschenden und die reak¬ 
tionäre Presse, sowie die Revisionisten 
und Opportunisten den 25. Jahrestag der 
großen Rede des Vorsitzenden Gonzalo 
benutzen, um den Volkskrieg und die Kom¬ 
munistische Partei Perus (KPP) anzugre¬ 
ifen, setzten die Kommunisten und 
Volksmassen kämpferische Initiativen und 
Aktionen und entwickelten eine Gegen¬ 


kampagne gegen diese konterrevolutionäre 
Kampagne. Gleichzeitig während die Reak¬ 
tion den Volkskrieg angreift, verstärken 
sich die Kämpfe der Volksmassen im Allge¬ 
meinen immer mehr, wie die Kämpfe der 
Krankenschwestern und Ärzte und der 
Kampf der Bauern und der Indigenen im 
Amazonas-Gebiet. Diese Kämpfe und die 
Kampagne der KPP zeigen die lebendige 


Kraft des Volkskrieges und den Drang der 
Massen zur Revolution, speziell zur Agrar¬ 
revolution. 

Große revolutionäre Feiern bestärken 
diesen Kampf der Volksmassen und Kom¬ 
munisten: wie am 7. Oktober, das 89. 
Gründungsjahr der KPP und 100 Jahre 
Große Sozialistische Oktoberrevolution. 


INDIEN 



CPI(maoist) rächt eine Massenvergewaltigung durch die Polizei 


Am 9. September wur¬ 
den in Visakhapatnam 
im Bundesstaat An- 
drah Pradesh vier 
Fahrzeuge einer Baus¬ 
telle angezündet. Die 
indische Regierung geht davon aus, dass 


die Maoisten damit eine Botschaft aus¬ 
senden, da der Zeitpunkt des Angriffst kurz 
nach dem Beginn einer Gerichtsverhand¬ 
lung gegen 13 Polizisten war, die wegen 
einer Gruppenvergewaltigung angeklagt 
wurden. 

Die Polizei und die Regierung haben nicht 


zu unrecht diesen Verdacht, da die Aktion¬ 
en der Volksbefreiungsguerillaarmee im 
Dienst des Volkes durchgeführt werden 
und Massenvergewaltigungen und Frauen¬ 
morde wichtige Repressionsmittel gegen 
die Frauen sind. 


THEORIE/DISKUSSION 

W.l. Lenin: Über den Staat 


Eine zum Verständnis über das Wesen 
des Staates hervorragende Schrift ist Len¬ 
ins Rede von 1919 an der Swerdlow-Uni- 
versität. Für alle Revolutionäre wichtig 
für das Verständnis des Parlamentaris¬ 
mus und somit auch dem aktiven Wahl¬ 
boykott. 

Die stark vertretene Position, dass der 
Staat etwas über allem Stehendes wäre 
zerschlägt er mit der historischen Ana¬ 
lyse der Entstehung des Staates, und zeigt 
somit auch die Notwendigkeit auf für das 
Absterben des Staates. 

"In dieser Frage muss man die 
Aufmerksamkeit vor allem darauf richt¬ 
en, dass es nicht immer einen Staat 
gegeben hat. Es hat eine Zeit gegeben, wo 
kein Staat existierte. Er kommt dort und 
dann auf, wo und wann die Teilung der 
Gesellschaft in Klassen auf kommt, sobald 
es Ausbeuter und Ausgebeutete gibt." 

Mit der Entstehung von Klassen, brauchte 
es einen Apparat zur systematischen Ge¬ 
waltanwendung und Unterwerfung der 
Menschen unter die herrschende Klasse. 
Die Entwicklung ging vom Staat der Sk¬ 
laverei, zur Leibeigenschaft und 


schlussendlich zum kapitalistischen Staat. 
Im Gegensatz zu den vorhergegangenen 
Epochen ist der kapitalistische Staat der 
Erste der leugnet ein Klassenstaat zu sein. 
"Indes blieb der Staat nach wie vor eine 
Maschine, die den Kapitalisten hilft die 
arme Bauernschaft und die Arbeiterklasse 
in Botmäßigkeit zu halten. Äußerlich war 
er frei. Er verkündet das allgemeine 
Wahlrecht, erklärt durch den Mund sein¬ 
er Apolgeten und Verfechter der Gelehrten 
und Philosophe, er sei kein Klassenstaat." 
Die bürgerlichen Revolutionen geschahen 
alle unter der Losung der Freiheit. Doch 
gilt diese Freiheit nur für die herrschende 
Klasse, für das Kapital. Die einzige Freiheit 
der Arbeiterklasse liegt im Kampf. 

Die unterdrückten Volksmassen haben 
über das letzte Jahrhundert, der vollkom¬ 
menen Reaktionarisierung der Politik in 
der Epoche des Imperialismus immer 
mehr an Illusionen verloren. Die vor 100 
Jahren durch Lenin und die Kommun¬ 
istische Partei der Sowjetunion 
eingeleitete Weltrevolution ist heute in 
der Offensive. Alle Revolutionäre müssen 
sich der Losung "Alles ist Blendwerk, 


außer der Macht!" bewusst sein. Heute 
zum Wählen aufzurufen, steht nur im In¬ 
teresse der Bourgoisie. Es schürt Illusion¬ 
en, es lenkt die Massen vom Kampf um 
die politische Macht, um die Diktatur des 
Proletariats ab. Das Proletariat als letzte 
Klasse der Geschichte wird damit die Aus¬ 
beutung auf der Welt beenden und somit 
auch die Notwendigkeit des Staates. 

"Wir haben diese Maschine den Kapital¬ 
isten genommen, haben sie an uns geb¬ 
racht. Mit dieser Maschine oder diesem 
Knüttel werden wir jede Ausbeutung aus¬ 
merzen, und wenn auf der Welt keine Mög¬ 
lichkeit zur Ausbeutung mehr geblieben 
ist, wenn es keine Grundbesitzer, keine 
Fabrikbesitzer mehr gibt, wenn es nicht 
mehr so sein wird, dass die einen schlem¬ 
men, während die anderen hungern - erst 
dann, wenn dafür keine Möglichkeiten 
mehr bestehen, erst dann werden wir diese 
Maschine zum alten Eisen werfen. Dann 
wird es keinen Staat, wird es keine Aus¬ 
beutung mehr geben. Das ist der Stand¬ 
punkt unserer Kommunistischen Partei" 








ALLES IST 


PROLETARIER ALLER LÄNDER 
VEREINIGT EUCHK 


Diese Plakate werden seit dem I.Mai 2017 in Österreich verbreitet! (digital zu finden auf: oktober1917.wordpress.com) 



